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Aktiv sanieren oder Abbau- / Rückhalteprozesse überwachen („MNA“) 
(Wo) Die Nutzung überwachter natürlicher Rückhalte- und Abbauprozesse (englisch: 
Monitored Natural Attenuation – „MNA“) stellen eine Alternative zu aktiver Sanie-
rungsmaßnahmen von Grundwasserverunreinigungen dar. Die zuständigen Fachbehör-
den werden immer häufiger mit der Fragestellung konfrontiert, ob Sanierungsmaß-
nahmen eingestellt und die Phase der qualifizierten Überwachung unter Berücksichti-
gung der natürlichen Abbau- und Rückhalteprozesse eingeleitet werden kann. 

Die Entscheidung der Behörde, „MNA“ anstelle 
aktiver Sanierungsmaßnahme durchzuführen, 
hat sich letztlich am Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit auszurichten. Wenn es die örtliche 
Geologie/Hydrogeologie nicht anders zulässt 
und / oder das Erreichen des Sanierungszieles 
mit einem unverhältnismäßigen technischen 
Aufwand verbunden ist, kann auf die aktive 
Sanierung verzichtet werden. Hierbei gilt es 
dann, die Auswirkungen des „qualifizierten 
überwachten Nichtstuns“ auf eine Reihe von 
Umwelt- und Rechtsgütern zu überprüfen. 

Die Checkliste auf der nächsten Seite formu-
liert die Voraussetzungen für „MNA“ aus 
behördlicher Sicht. 
Sie enthält Prüf- und Entscheidungskriterien für 
den Vollzug, die eine Entscheidungsfindung 
zugunsten „ MNA“  oder aktiver Sanierung er-
leichtern soll. In der Checkliste nimmt die Be-
deutung der Prüfkriterien von oben nach unten 
ab. Von links nach rechts nimmt die Wahr-
scheinlichkeit ab, „ MNA“  zu genehmigen. 

Wichtige Aspekte zur Zulassung von „MNA“ 
sind hierbei: O

 bedeutende Schutzgüter sind nicht betroffen, O
 die Quellensanierung ist abgeschlossen, O
 ein natürlicher Abbau findet statt und O
 die Abbauprodukte sind nicht toxisch. 

Die maßgebliche Auflage der behördlichen 
Zustimmung zu „ MNA“  sollte sich an der „ EU-
Wasserrahmenrichtline“  [1] orientieren. 
Demzufolge ist die „ Trendwende der Schad-
stoffkonzentrationen“  zu dokumentieren und 

somit ein „ guter Zustand des Grundwassers“  zu 
erzielen (Artikel 4 (1) b) ii) EU-WRRL). Die 
Checkliste in modifizierter Form ist auch Be-
standteil einer Arbeitshilfe des Hessischen Lan-
desamtes für Umwelt und Geologie (HLUG). 
Diese „ Arbeitshilfe zu überwachten natürli-
chen Abbau- und Rückhalteprozessen im 
Grundwasser“ soll die die Grundlage für ein-
heitliches Verwaltungshandeln im Umgang 
mit „MNA“ in Hessen liefern [2]. 
Sehr hilfreich zur ersten Bewertung von 
„ MNA“  ist der sog. „ HYDROMAS-Leitfaden“  
der Deutschen Geologischen Gesellschaft [3]. 
Quellen: 
[1] „ Richtlinie 2000/60/EG des Europ. Parlamentes 

und des Rates vom 23.10.2000 zur Schaffung ei-
nes Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Ge-
meinschaft im Bereich der Wasserpolitik“  - Was-
serrahmenrichtlinie (ABl. L 327 v. 22.12.00, S.1) 

[2] Hessisches Landesamt für Umwelt und Geologie 
(HLUG): „ Arbeitshilfe zu überwachten natürli-
chen Abbau- und Rückhalteprozessen im 
Grundwasser (Monitored Natural Attenuation - 
MNA)“  - Entwurf, Stand 08/2004 - 

[3] Schriftenreihe der Deutschen Geologischen Ge-
sellschaft, Heft 23; „ Das Hydrogeologische Mo-
dell als Basis für die Bewertung von Monitored 
Natural Attenuation bei der Altlastenbearbei-
tung“  - Leitfaden („ HYDROMAS-Leitfaden“ ) 

Kontakt: 
 Rückfragen zum Thema „ MNA“  an: 
 Michael Wolf, Dez. IV/Wi-41.1 
 P : 0611 / 3309-326 
 E-Mail: m.wolf@rpu-wi.hessen.de 

Q
 Wasser 
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Nr. Prüfkriterien für „MNA“ 
(Die Bedeutung der Prüfkriterien 

nimmt in der Tabelle 
von oben nach unten ab) 

„MNA“ grund-
sätzlich möglich 

„MNA“ begrenzt 
möglich 

„MNA“ i.d.R. 
nicht möglich 

1. Wasserschutzgebiet (WSG) WSG IIIB WSG III, IIIA WSG I, II 
 

2. Biologischer Abbau guter Abbau langsamer Abbau kein Abbau 

3. Toxische Abbauprodukte 
(Zwischen- und Endprodukte) 

keine toxischen 
Zwischen- und 
Endprodukte 

toxische Zwischen-
produkte nicht aus-
zuschließen 

Bildung toxischer 
Endprodukte 

4. Verlagerung in tiefere Grund-
wasserleiter 

keine Verlagerung -/- Verlagerung 
stattgefunden 
oder nicht aus-
zuschließen 

5. Art des Grundwasserleiters Porengrund-
wasserleiter 

-/- Kluft- oder Karst-
grundwasserleiter 

6. Schadensherd saniert teilweise saniert 
oder geringes 
Schadstoffinventar 

nicht saniert und 
hohes Schad-
stoffinventar 

9. Schadstofffahne stationär oder rück-
läufig 

-/- expandierend 

10. Schadstoffkonzentration ����� -facher PWG1) ����� -facher PWG1) > 50-facher PWG1)

 1)„PWG“ = Prüfwert Grundwasser: Prüfwert zur Beurtei lung von Grundwasserver  unreinigungen 

11. Schadstoffart MKW        BTEX PAK          LCKW Schwermetalle 
MTBE 

12. Schadstoffausträge bei akti-
ver Grundwassersanierung 

niedrig Mittel hoch 

13. Wiederanstieg Schadstofkon-
zentration nach Ende aktiver 
Grundwassersanierung 

niedrig 
(< Faktor 5) 

mittel 
(~ Faktor 5-10) 

hoch 
(> Faktor 10) 

14. Beeinträchtigung für oder 
durch benachbarte Bau- oder 
Sanierungsvorhaben 

keine  
Beeinträchtigung 

geringe  
Beeinträchtigung 

deutliche  
Beeinträchtigung 

15. Verlängerung der Sanierungs-
dauer durch MNA statt akti-
ven Sanierungsmaßnahmen 

< 10 Jahre ~ 10 - 20 Jahre > 20 Jahre 

16. Überschwemmungsgebiet  nicht betroffen -/- betroffen 
 

 
 

Neue Richtlinien im Strahlenschutz 
(Hf) Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift (AVV) „Strahlenpass“  und die „Richtlinie 
über die im Strahlenschutz erforderliche Fachkunde“  (Fachkunde-Richtlinie Technik) 
sind am 1.Oktober 2004 in Kraft getreten. O

 Neue Strahlenpässe 
Seit dem 1. Oktober d. J. können nur noch 
die in der „ AVV Strahlenpass“  neu einge-
führten Strahlenpässe von den hessischen 
Regierungspräsidien - Umweltabteilungen -, 
registriert werden. 
Z. Zt. noch gültige Pässe gelten bis zu dem ein-
getragenen Gültigkeitsdatum (Seite 2 bzw. 3) 
fort. 

Die neue AVV Strahlenpass (Allgemeine Ver-
waltungsvorschrift zu § 40 Abs. 2, § 95 Abs. 3 
der Strahlenschutzverordnung - StrlSchV - und 
§ 35 Abs. 2 der Röntgenverordnung) wurde am 
20. Juli 2004 verabschiedet. 
Diese finden Sie im Bundesanzeiger Nr. 142a 
vom 31. Juli 2004 (herausgegeben vom Bun-
desministerium der Justiz, ISSN 0720-6100; 
siehe auch „ www.bundesanzeiger.de“ ). 

Q
 Immissionsschutz 
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Die neuen Strahlenpässe sind inhaltlich und 
redaktionell an die neue StrlSchV vom 20. Juli 
2001 angepasst. 
Wie bisher müssen Firmen oder Personen, die 
unter ihrer Aufsicht stehende Personen in frem-
den Anlagen, z. B. Kernkraftwerken, beschäfti-
gen oder Aufgaben selbst wahrnehmen, eine 
Genehmigung nach § 15 StrlSchV haben. Jede 
in Kontrollbereichen tätige Personen müssen im 
Besitz eines registrierten Strahlenpasses sein. 

Mit Inkrafttreten der Strahlenschutzverordnung 
vom 20. Juli 2001 ist der Teil „ Schutz von 
Menschen und Umwelt vor natürlichen Strah-
lungsquellen bei Arbeiten“  neu aufgenommen 
worden. 
In einigen Arbeitsfeldern, z. B. in wenigen An-
lagen der Wassergewinnung, können erheblich 
erhöhte Expositionen durch natürliche terrestri-
sche Strahlungsquellen auftreten. Dort beschäf-
tigtes Personal muss gemäß §§ 95 ff. StrlSchV 
geschützt werden. Da auch in diesen Bereichen 
so genannte Fremdfirmen und Fremdarbeiter 
tätig sind, besteht für diese Fremdarbeiter auch 
die Pflicht, im Besitz eines registrierten Strah-
lenpasses zu sein. 

Neue Pässe sind u. a. bei folgenden Verla-
gen zu erhalten: 

�  Kohlhammer – Deutscher Gemeindeverlag, 
Heßbrühlstraße 69, 70565 Stuttgart; Tel.: (0180) 
5106 601 

�  König Verlag, Fachverlag für Wirtschaft, Ver-
waltung, Gesundheitswesen, Heidemannstraße 
29 RG, 80939 München; Tel.: (089) 37066916 
und 37067323 

�  LPS Berlin, Köpenicker Straße 325, Haus 41, 
12555 Berlin; Tel.: (030) 6576-3104, Fax: (030) 
6576-3103 

 
�

 Fachkunde-Richtlinie Technik 
Die „ Richtlinie über die Fachkunde im Strah-
lenschutz“  vom 17. September 1982 ist überar-
beitet worden. Dabei sind die Strahlenschutz-
verordnung vom 20. Juli 2001, der Stand von 
Wissenschaft und Technik und die Erfahrungen 
aus der Praxis berücksichtigt worden. 

Sie wird durch die neue „ Richtlinie über die im 
Strahlenschutz erforderliche Fachkunde“  
(Fachkunde-Richtlinie Technik nach Strah-
lenschutzverordnung) vom 18.06.2004 ersetzt. 

Diese neue Richtlinie ist ebenfalls ab dem 1. 
Oktober 2004 anzuwenden. Sie regelt den Um-
fang und den Nachweis der für den Strahlen-
schutz erforderlichen Fachkunde der Strahlen-
schutzbeauftragten sowie die Anforderungen 
zur Anerkennung von Kursen zum Erwerb und 

von Fortbildungsmaßnahmen zur Aktualisie-
rung der Fachkunde. 
Sie gilt nicht für die erforderliche Fachkunde 
im Zusammenhang mit der Ausübung der Heil-
kunde am Menschen, der Tierheilkunde sowie 
der Beförderung radioaktiver Stoffe. 
Durch ausreichende Fachkunde der Strahlen-
schutzbeauftragten soll sichergestellt werden, 
dass Risiken und Gefährdungen sachgerecht 
eingeschätzt werden und radioaktive Stoffe 
sicher gehandhabt werden. Die Fachkunde wird 
durch eine für den jeweiligen Anwendungsbe-
reich geeignete Ausbildung, praktische Erfah-
rung und die erfolgreiche Teilnahme an aner-
kannten Kursen erworben. Der Fachkundeum-
fang wird durch die Gegebenheit der vorgese-
henen genehmigungsbedürftigen bzw. anzeige-
pflichtigen Tätigkeit und Festlegung des inner-
betrieblichen Entscheidungsbereiches bestimmt. 

Für die Differenzierung der Tätigkeiten sind 
folgende Kriterien maßgebend: 
- Aktivität der radioaktiven Stoffe, mit denen 

umgegangen werden kann 
- Form und Art der Stoffe 
- Art der Tätigkeit nach § 2 (1) Nr. 1 StrlSchV 

Der Erwerb der Fachkunde wird durch die zu-
ständige Behörde, in Südhessen das Regie-
rungspräsidium Darmstadt, Abteilungen Um-
welt, auf Antrag geprüft und bescheinigt. 
Ohne Fachkundebescheinigung gemäß § 30 
StrlSchV kann keine Person zum Strahlen-
schutzbeauftragten bestellt werden. 
Die Bestellung eines Strahlenschutzbeauftrag-
ten mit ausreichender Fachkunde ist eine Vor-
rausetzung zur Erteilung einer Genehmigung 
nach der Strahlenschutzverordnung. Auch bei 
Neubestellungen von Strahlenschutzbeauftrag-
ten müssen diese eine entsprechende Fachkun-
debescheinigung nachweisen können. 
Gegenüber der alten Fachkunderichtlinie sind in 
der neuen Richtlinie die Fachkundekurse in 
Module unterteilt. Inhalte und zeitlicher Um-
fang dieser Module unterscheiden sich von den 
bisherigen Kursen. Neu hinzugekommen sind 
die Regelungen bzgl. der Aktualisierungen der 
Fachkunde alle 5 Jahre (gemäß § 30 Abs. 2 
StrlSchV).  

Vor dem 01.10. 2004 anerkannte Fachkun-
dekurse gelten bis zum 1. August 2006 fort. 

Kontakt: 
Ihre Ansprechpartner im RPU Wiesbaden 

(Dez. 43.1) bei Fragen im Zshg. mit Umgang 
und Arbeiten mit radioaktiven Stoffen sind: 

 Arno Hof, � : 0611 / 3309-436 
 Friedhelm Schulze, � : 0611 / 3309-431 
 Dr. Horst Ziegenfuß, � : 0611 / 3309-413 
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Novellierung des Hessischen Wassergesetzes („ HWG“) 
(Küh) Das Hessische Landeskabinett hat in seiner Sitzung am 27. September 2004 den 
Gesetzentwurf für eine Neufassung des Hessischen Wassergesetzes („ HWG“ ) gebilligt. 
Die HWG-Novelle wurde am 7. Oktober 2004 in den Landtag eingebracht (Drucksache 
16/2721) und in den Umweltausschuss überwiesen. Der bisherige Gesetzestext wurde 
umfangreich überarbeitet, wobei Schwerpunkte die Umsetzung europäischer Vorgaben 
der Wasserrahmenrichtlinie („ WRRL“ ) sowie die Deregulierung sind. 

Das Hessische Wassergesetz - in der geltenden 
Fassung vom 18. Dezember 2002 (GVBl. I aus 
2003; S. 10 ff.) -, das zwischenzeitlich in ver-
schiedensten Bereichen mehrfach novelliert 
worden war, wurde umfassend überarbeitet: Der 
bisherige Gesetzestext wurde völlig neu geord-
net, von Doppelregelungen befreit und nicht 
mehr als zeitgemäß eingestufte Vorschriften 
aufgehoben. 

Beispielhaft seien hier als Deregulierungs-
maßnahmen genannt: 

�
 Zusätzliche wasserrechtliche Vorschriften 
zur Beschränkung der Düngung im Ufer-
randstreifen entfallen durch Verweis auf 
die Vorgaben der Düngeverordnung (§ 14 
- alt: § 70 HWG) 
Beschränkungen zur Ausbringung von Dün-
gemitteln werden vereinfacht, in dem auf die 
entsprechenden Vorschriften der Düngever-
ordnung vom 26. Januar 1996 (BGBl. I S. 
118) - zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 14. Februar 2003 (BGBl. I S. 235) - 
verwiesen wird. 
Insbesondere bei der Düngung im Uferbe-
reich sind danach die Ausbringungstechni-
ken und die einzuhaltenden Sicherheitsab-
stände so zu wählen, dass der direkte Eintrag 
von Dünger in das Gewässer wirksam ver-
hindert wird. 

Der bisherige Ausgleichsanspruch wegen 
ggfs. daraus resultierenden Nutzungsein-
schränkungen entfällt, da auch die Dünge-
verordnung einen solchen nicht vorsieht. 

�
 Ausweitung der so genannten Gemein-

gebrauchsregelungen im Bereich oberir-
discher Gewässer, d.h. die Benutzung ei-
nes Gewässers ohne besondere Zulassung 
(§ 29 - alt: §§ 32, 33 HWG) 
Der Gemeingebrauch und damit die Erlaub-
nisfreiheit für das Einleiten von nicht verun-
reinigtem Quell-, Grund- und Nieder-
schlagswasser in oberirdische Gewässer so-
wie für die Wasserentnahme wurden ausge-
dehnt. 

Hierdurch sollen die Wasserbehörden von 
nicht mehr erforderlichen formellen Zulas-
sungsverfahren entlastet werden. 

Um der Wasserbehörde die Beurteilung zu 
ermöglichen, ob eine nachteilige Verände-
rung des Wasserhaushalts zu besorgen ist, ist 
bei zulassungsfreien Benutzungen für diese 
Einleitungen und Entnahmen eine Anzeige-
pflicht vorgesehen. 

Zukünftig sind Wasserentnahmen ohne Er-
laubnis zulässig, wenn davon ausgegangen 
werden kann, dass die zu entnehmende 
Menge in nur vernachlässigbarer Größen-
ordnung zum Abfluss des Gewässers steht 
und keine Entnahmebauwerke erforderlich 
sind. Dies trifft zu für Wasserentnahmen (z. 
B. zur Gartenbewässerung) an Gewässern 1. 
Ordnung (Main, Rhein, Fulda und Lahn 
teilweise) in einer Menge von bis zu 10 Li-
tern pro Sekunde und 1000 m³ pro Jahr 
durch mobile Anlagen. Für andere Gewässer 
kann die zuständige Behörde die Erlaubnis-
freiheit zulassen (z. B. die Wasserentnahme 
aus Gewässern 2. Ordnung). 

�
 Keine Genehmigungspflicht für Wasser-
versorgungsanlagen (alt: § 50 HWG) 
Mit der Neufassung des HWG wird die was-
serrechtliche Genehmigungspflicht für Was-
serversorgungsanlagen komplett gestrichen, 
sofern diese nicht durch § 20 UVPG (Was-
serfernleitungen, künstliche Wasserspeicher) 
übergeordnet geregelt ist. 

Damit entfällt die bislang landesrechtlich ge-
regelte Genehmigungspflicht für Aufberei-
tungsanlagen und sonstige Anlagen im Zu-
sammenhang mit der Wasserversorgung, da 
davon ausgegangen wird, dass für diese spe-
ziellen Anlagengenehmigungen kein wasser-
wirtschaftliches Bedürfnis mehr besteht. Die 
notwendigen Vorgaben aus der Bewirtschaf-
tung werden im Rahmen der Erlaubnis / Be-
willigung von Grundwasserentnahmen um-
gesetzt. 

�
 Wasser 
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Für den Bereich der öffentlichen Wasserver-
sorgung wird zudem den Kommunen die 
Möglichkeit der Aufgabenübertragung auf 
private Dritte („ Privatisierung“ ) eingeräumt. 

�
 Erhebliche Reduzierung der Genehmi-
gungspflichten bei Abwasseranlagen (§ 45 
- alt: § 50 HWG) 
Eine (bis auf einige Ausnahmen) „ generelle“  
Genehmigungspflicht für Abwasseranlagen 
wird gestrichen bzw. derart geändert, dass 
„ nur“  noch der Bau (und Betrieb) sowie die 
wesentliche Änderung einer Abwasserbe-
handlungsanlage im Sinne des § 18 c WHG 
einer Genehmigung bedarf (vgl. hierzu auch 
separaten Textbeitrag in dieser Ausgabe!). 
Das Genehmigungsverfahren hat dann den 
Anforderungen des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung zu entsprechen. 

Die notwendigen wasserwirtschaftlichen 
Anforderungen für die Abwassereinleitung 
aus Abwasserbehandlungsanlagen werden 
(bei Gewässerbenutzungen) in dem Einleite-
erlaubnisbescheid festgelegt. 

Zudem wurde die Möglichkeit eines vorzei-
tigen Beginns nach § 9a WHG aufgenom-
men, der vor allem bei industriell/gewerb-
lichen Anlagen zur Anwendung kommen 
wird (damit u. U. früher mit der Produktion 
begonnen werden kann). 

 

Weitere Vereinfachungen betreffen Vor-
schriften bezüglich Zuständigkeiten, Verfah-
ren und Kosten. 
 

Des Weiteren werden mit dem Gesetzesvorha-
ben ganz wesentlich die Vorgaben der europäi-
schen Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 zur 
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maß-
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was-
serpolitik („ Wasserrahmenrichtlinie – WRRL“ ) 
in hessisches Landesrecht umgesetzt und damit 
Regelungsaufträge aus dem Wasserhaushaltsge-
setz („ WHG“ ) erfüllt. 
Die WRRL gilt flächendeckend für alle Gewäs-
ser – sowohl für die oberirdischen Gewässer als 
auch für das Grundwasser - in Europa. 
Grundlegendes Element der WRRL ist die 
flussgebietsbezogene Bewirtschaftung aller Ge-
wässer. 
Ziel der WRRL ist es, bis Ende 2015 einen 
guten ökologischen und chemischen Zustand 
der oberirdischen Gewässer, ein gutes Gewäs-
serpotential und einen guten Zustand der künst-
lich oder erheblich veränderten Gewässer sowie 
den guten mengenmäßigen und chemischen 
Zustand des Grundwassers zu erreichen. 

Hierfür müssen Konkretisierungen über Lan-
desrechtsverordnungen, welche in der Länder-
arbeitsgemeinschaft Wasser („ LAWA“ ) abge-
stimmt wurden, erfolgen. 
Um diese Ziele materiell zu erreichen, sind 
zunächst national und international koordinier-
te, flussgebietsbezogene Maßnahmenprogram-
me und Bewirtschaftungspläne aufzustellen. 
Bis Ende 2004 erfolgt hierzu zunächst eine 
Bestandsaufnahme der Gewässersituation. Auf 
Grundlage dieser Bestandsaufnahme ist dann zu 
ermitteln, für welche Gewässer die Gefahr be-
steht, dass die Ziele der WRRL nicht erreicht 
sind. Für diese „ potentiell gefährdeten“  Gewäs-
ser ist (bis 2006) eine weitergehende detaillierte 
Überwachung und Überprüfung vorzunehmen. 
In einem weiteren Umsetzungsschritt werden 
für die Gewässer, die den Anforderungen und 
Zielen der WRRL nicht genügen, Maßnahmen-
programme erarbeitet und Bewirtschaftungs-
pläne aufgestellt (Aufstellung 2006 bis 2009, 
Umsetzung bis 2012, Zielerreichung bis 2015). 
 
Mit dem Gesetzentwurf werden die notwen-
digen landesrechtlichen Regelungen zur Um-
setzung der WRRL festgelegt, insbesondere 

�
 Zuordnung der hessischen Einzugsgebiete 
zu nationalen oder internationalen Fluss-
gebietseinheiten (§ 3), �

 Übernahme der Bewirtschaftungsziele für 
die oberirdischen Gewässer und für das 
Grundwasser sowie der Fristen zur Ziel-
erreichung (§§ 7, 32), �

 Pflicht zur Aufstellung von koordinierten 
Maßnahmenprogrammen, Bewirtschaf-
tungsplänen und jeweiligen Fristen (§ 4), �

 Beteiligung „ aller interessierter Stellen“  
sowie Information und Anhörung der Öf-
fentlichkeit (§ 5), �

 Ausrichtung der Gewässerunterhaltung 
an den für die jeweiligen Gewässer maß-
geblichen Bewirtschaftungs- bzw. Quali-
tätszielen unter Einbeziehung der „ natur-
raumtypischen Eigendynamik“  (§§ 7, 8), �

 Überprüfung wasserrechtlicher Zulas-
sungen und ggfs. deren Anpassung (§ 53), �

 Ausgestaltung des Zugangs zu und der 
Erfassung von Daten (die für die Umset-
zung der WRRL benötigt werden) sowie 
der Unterrichtungspflichten (§ 84). 

 
 
 
 

F 

Das hessische Wassergesetz (Ent-
wurf) und dessen Begründung 
finden Sie im Internet unter: 

http://www.hmulv.hessen.de/umwelt/
wasser/gesetzentwurf/index.php 
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Genehmigungspflicht von Abwasser(behandlungs)anlagen 
(Küh) Mit der Neufassung des Hessischen Wassergesetzes („ HWG“ ) werden Anlagenzu-
lassungen für Abwasseranlagen (und auch für Wasserversorgungsanlagen) in erhebli-
chem Umfang gestrichen. Vornehmlich für Anlagen zur Abwasserbehandlung sollen 
nachfolgend die dsbzgl. rechtlichen Regelungen und Bestimmungen – „ alt“ : § 50, „ neu“ : 
§ 45 HWG – dargestellt und erläutert werden.

⇒ Aktuelle Fassung des HWG (12/2002) 

Im Gegensatz zu früheren Fassungen des HWG, 
in welchen umfassender Zulassungen für Ab-
wasseranlagen - Einrichtungen zur Abwasser-
beseitigung (Sammlung, Ableitung, Behand-
lung, Einleitung, Versickerung u.a.m. von Ab-
wasser), also weit mehr als „ nur“  Anlagen zur 
Abwasserbehandlung - gefordert waren, wird 
mit dem zur Zeit hessischen Wassergesetz vom 
18. Dezember 2002 in § 50, Absatz 1 u. a. ge-
regelt, dass die 

Errichtung und die wesentliche Änderung  
�

 von Abwasserbehandlungsanlagen 
sowie 

�
 von Kanälen gewerblicher Unternehmen 
(über die Abwasser abgeleitet wird, für das 
in der Abwasserverordnung Anforderungen 
„ für den Ort des Anfalls“  u./o. „ vor seiner 
Vermischung“  festgelegt sind) 

einer wasserrechtlichen Genehmigung be-
dürfen. 

�
  Wasser 
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Diese Genehmigungspflicht umfasst bei Ab-
wasserbehandlungsanlagen sowohl 

�  das erstmalige Errichten (den „ Neubau“ ) 
von Bauwerken bzw. von Anlagen (incl. ih-
rer technischen Ausrüstungen), die dazu 
dienen, die Schadwirkung(en) des Abwas-
sers bzw. seiner Inhaltsstoffe durch Anwen-
dung/Einsatz biologischer, chemischer u./o. 
physikalischer Verfahren zu reduzieren oder 
zu beseitigen 

als auch 
�  die wesentliche Änderung (Umbau, Erweite-

rung, Ersatz) vorhandener Anlagen, Anla-
genteile bzw. Bauwerke, sofern die Leistung 
und der Betrieb der Gesamtanlage - durch 
bauliche, betriebliche oder verfahrenstechni-
sche Umstellungen/Ergänzungen - wesent-
lich beeinflusst wird. 

In Zweifelsfällen stellt die Wasserbehörde fest, 
ob die Änderung einer Abwasserbehandlungs-
anlage wesentlich im Sinne des § 50 (1) HWG 
ist. 

Die Genehmigungspflicht von Abwasserbe-
handlungsanlagen bzw. ihren wesentlichen 
Änderungen besteht z. Zt. für (kommunale oder 
betriebliche) Kläranlagen, aus denen Abwasser 
direkt in ein Oberflächengewässer eingeleitet 
wird (Direkteinleiter) -, wie auch für (indus-
triell-gewerbliche oder betriebliche) Vorbe-
handlungsanlagen, aus denen Abwasser in die 
öffentliche oder innerbetriebliche Kanalisation 
abgeleitet wird (Indirekteinleiter). 

Absatz 3 des § 50 HWG regelt Ausnahme- bzw. 
„ Bagatellfälle“ , d.h. es werden nicht-genehmi-
gungspflichtige Anlagenarten aufgeführt, z. B.: 
- Abwasseranlagen, für die ein baurechtlicher Ver-

wendbarkeits- und Übereinstimmungsnachweis 
vorliegt oder die im Einvernehmen mit der Was-
serbehörde auf andere Weise allgemein zugelas-
sen worden sind, 

- Anlagen zur Vorbehandlung von Abwasser, die 
für einen Abwasserdurchfluss von weniger als 5 
cbm pro Tag bemessen sind, 

- Kanäle gewerblicher Unternehmen, die für einen 
Abwasserdurchfluss von weniger als 5 cbm pro 
Tag bei Trockenwetter bemessen sind, 

- Anlagen zur Behandlung von häuslichem Ab-
wasser, die für einen Abwasseranfall von weni-
ger als 3 kg biochemischer Sauerstoffbedarf 
(BSB5) oder 8 cbm täglich bemessen sind, 

- Anlagen zur Behandlung von Abwasser aus der 
Reinigung und dem Abbeizen von Fassaden, 

- serienmäßig hergestellte Abwasserbehandlungs-
anlagen, die (von der obersten Wasserbehörde 
oder einer von ihr bestimmten Stelle oder einem 
anderen Bundesland) der Bauart nach zugelassen 
wurden. 

Im Übrigen sind Anlagen, die Abwasser auf-
bereiten, d. h. Inhaltsstoffe aus gebrauchtem, 
verunreinigtem Wasser entfernen, um das Was-
ser erneut innerbetrieblich (z. B. in der Produk-
tion als „ Brauchwasser“  u./o. zu Kühlzwecken 
als „ Kühlwasser“ ) einzusetzen – so genannte 
„ Kreislaufanlagen“  – keine Abwasserbehand-
lungsanlagen im Sinne des HWG, ebenso 
wenig wie Einrichtungen, die das Entstehen 
von Abwasser ganz oder teilweise verhindern 
(z. B. Mehrfachspülen im Produktionsprozess 
oder Vakuumverdampferanlagen). 

Bereits in der jetzigen Fassung des HWG wird 
(in § 101a) vorgeschrieben, dass für bestimmte 
wasserwirtschaftliche Vorhaben eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung („ UVP“ ) durchzuführen 
ist, wobei die „ Zulassung“  (hier: Genehmigung) 
für solche Vorhaben nur in einem Verfahren 
erteilt werden darf, das den Anforderungen des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung („ UVPG“ ) entspricht. 

Dies verpflichtet also zur Einhaltung von ver-
fahrensmäßigen Vorgaben, vor allem hinsicht-
lich der Pflichten des Vorhabensträgers, der 
Öffentlichkeitsbeteiligung, der (medienüber-
greifenden) Bewertung aller Umweltbelange 
und der Berücksichtigung der Ergebnisse der 
UVP bei der Zulassungsentscheidung. 

Die Prüfung auf Umweltverträglichkeit ist kein 
eigenständiges, vorgeschaltetes Verwaltungs-
verfahren, sondern wird im Rahmen der für das 
Vorhaben erforderlichen wasserrechtlichen 
Zulassung als unselbständiger Teil des Verwal-
tungsverfahrens (hier: Genehmigungsverfah-
rens) durchgeführt. 

Schwellenwerte für die UVP-Pflicht ergeben 
sich aus einer „ Anlage 1“  zum UVPG (Nr. 
13.1 „ Errichtung und Betrieb einer Abwasser-
behandlungsanlage“ ): Abwasserbehandlungs-
anlagen, die für organisch belastetes Abwasser 
(„ Rohabwasser“ ) von 9.000 kg/d oder mehr 
biochemischen Sauerstoffbedarfs in fünf Tagen 
(„ BSB5“ ) oder für anorganisch belastetes Ab-
wasser von 4.500 m3 oder mehr in zwei Stun-
den (ausgenommen Kühlwasser) ausgelegt sind, 
unterliegen grundsätzlich und ohne Ein-
schränkung einer UVP-Pflicht. 
 
„ Sonstige Anlagen“  - solche unterhalb dieser 
Schwelle(n) - sind u. U. UVP-pflichtig, sofern 
sich dies nach individueller (allgemeiner 
oder standortbezogener) Einzelfallprüfung 
gemäß § 3d UVPG i. V. m. der jeweiligen 
landeswasserrechtlichen Regelung ergibt. 
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Eine Zuordnung der betreffenden Vorhaben 
aufgrund von Art, Größe und Leistung hat in 
Hessen entsprechend einer „ Anlage 4“  zum 
HWG (§ 101a) zu erfolgen. 

Abwasserbehandlungsanlagen kleinerer Größe 
bzw. Leistung 

�
 bei organisch belastetem Abwasser von < 

120 kg BSB5/d (entsprechend < 2.000 EW)  
�

 bei anorganisch belastetem Abwasser 
(ausgenommen Kühlwasser) von < 10 m3 in 
zwei Stunden 

sind grundsätzlich nicht UVP-pflichtig. 

⇒ HWG-Neufassung (Entwurf 09/2004) 

Mit der novellierten Fassung des Wassergeset-
zes vom September d. J., das am 07.10.04 in 
den hessischen Landtag eingebracht wurde, 
wird mit § 45 Abs. 1 HWG die wasserrechtli-
che Genehmigungspflicht (von Bau, Betrieb 
sowie wesentlicher Änderung) „ nur“  noch auf 
Abwasserbehandlungsanlagen und hier „ nur“  
solche im Sinne des § 18c WHG „ reduziert“ . 

Abwasserbehandlungsanlagen nach § 18c 
WHG sind dabei nur kommunale oder betrieb-
liche Behandlungsanlagen, die einer unmittel-
baren Gewässerbenutzung vorgeschaltet sind, 
d.h. nur solche Kläranlagen, welche direkt in 
das Gewässer einleiten. 
Nicht darunter fallen also alle Anlagen bei Indi-
rekteinleitern (sowie Vorbehandlungsanlagen 
bei Direkteinleitern), so dass für diese künftig 
die Genehmigungspflicht (sowohl für die Er-
richtung als auch für eine wesentliche Ände-
rung solcher Anlagen) entfällt. 
Auch für gewerbliche Kanäle - da keine Anla-
gen zur Abwasserbehandlung - wird keine Ge-
nehmigungspflicht mehr bestehen. 

§ 45, Absatz 4 führt aus, dass Unternehmer 
- von Abwasseranlagen, die dem allgemeinen 

Gebrauch dienen, 
- von gewerblichen Abwasseranlagen, über 

die Abwasser abgeleitet oder behandelt 
wird, für das in der Abwasserverordnung 
nach § 7a Abs. 1 S. 3 WHG Anforderungen 
festgelegt sind, 

einen Bestandsplan der Abwasseranlagen 
nach den anerkannten Regeln der Technik zu 
führen, entsprechend zu aktualisieren und der 
Wasserbehörde auf Anforderung vorzulegen 
haben (Soweit es sich dabei um Kanäle handelt, 
gilt dies nur, wenn sie für einen Abwasser-
durchfluss von mehr als 5 m3 pro Tag (bei Tro-
ckenwetter) bemessen sind. Für Abwasserbe-
handlungsanlagen, für die baurechtliche Ver-
wendbarkeits- oder Übereinstimmungsnachwei-
se vorliegen, gelten diese als Bestandspläne). 

Der Bau und Betrieb sowie die wesentliche 
Änderung von Abwasserbehandlungsanla-
gen sind unzweifelhaft nach neuem HWG 
genehmigungsbedürftig, wenn diese für 

�
 organisch belastetes Abwasser von 9.000 

kg/d oder mehr BSB5 (= 150.000 EW) oder 
�

 anorganisch belastetes Abwasser von 
4.500 m³/2h oder mehr (ohne Kühlwasser), 

ausgelegt sind, da das WHG in § 18c auf das 
UVPG verweist und für diese Behandlungsan-
lagen auch eine UVP-Pflicht besteht (vgl. Nr. 
13.1.1 der Anlage 1 zu § 3 UVPG). 

Des Weiteren ist (gemäß § 45 Absatz 3 HWG) 
der Bau und Betrieb sowie die Änderung 
einer sonstigen Abwasserbehandlungsanlage 
genehmigungspflichtig, soweit für die Anlage 
bzw. ihre Änderung die Notwendigkeit einer 
Vorprüfung im Einzelfall besteht und diese eine 
UVP-Pflicht aufzeigt. 

Die Notwendigkeit einer Einzelfallprüfung 
ist gegeben, wenn (die v. g. Werte unter-
schritten werden und) die Anlage innerhalb 
der Schwellen liegt, die in der Anlage 4 zum 
neuen § 78 HWG - früher: § 101a HWG - auf-
geführt sind. 

Derartig ausgelegte Anlagen bedürfen also 
nicht zwingend einer UVP, sondern die UVP-
Pflicht bestimmt sich danach, ob diese bzw. 
ihre Änderungen aufgrund einer 

�  „ allgemeinen“  Vorprüfung des Einzelfalls 
(nach §§ 3c (1), S. 1, 3d UVPG) 
(bei organischem Abwasser von 600 bis < 9.000 
kg BSB5/d (10.000 bis < 150.000 EW) und bei 
anorganischem Abwasser (ausgenommen Kühl-
wasser) von 900 bis <4.500 m3 in 2 Stunden), 

�  „ standortbezogenen“  Vorprüfung des 
Einzelfalls (nach §§ 3c (1), S. 2, 3d UVPG) 
(bei organischem Abwasser von 120 bis < 600 kg 
BSB5/d (2.000 bis < 10.000 EW) und bei anor-
ganischem Abwasser (ausgenommen Kühlwas-
ser) von 10 m3 bis < 900 m3 in 2 Stunden) 

nach § 3 e Nr. 2 UVPG erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen haben können. 

Für Änderungen bestehender Anlagen, bei de-
nen nicht bekannt ist, ob für die Errichtung der 
Anlage eine UVP-Pflicht bestanden hätte - weil 
dies erst nach Durchführung einer Vorprüfung 
feststehen könnte, welche aber nicht durchge-
führt wurde, da es diese ehemals bei Errichtung 
der Anlage noch nicht gab -, muss man vorsorg-
lich davon ausgehen, dass es sich zunächst um 
eine UVP-pflichtige Anlage handelt: 
Abwasserbehandlungsanlagen stellen mit ihren 
Emissionen eine potentielle Gefahr für den 
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Menschen und die verschiedensten Umweltbe-
reiche (Wasser, Boden, Luft) dar und können u. 
U. auch zu erheblichen Eingriffen in Natur und 
Landschaft führen (z.B. bei der Abwasserbe-
handlung anfallende Reststoffe / Klärschlämme 
müssen schadlos bzw. umweltverträglich ent-
sorgt werden können; immissionsseitige Belas-
tungen der Umgebung können durch Lärm u./o. 
Gerüche auftreten und müssen minimiert wer-
den; Flächenverbrauch u./o. Bodenveränderun-
gen können durch bauliche Aktivitäten eintreten 
etc.). 
Bei Änderungen von Abwasserbehandlungsan-
lagen kommt es auch nicht darauf an, ob sich 
unmittelbare wasserwirtschaftliche Auswirkun-
gen, d.h. solche auf Oberflächengewässer, er-
geben. Entscheidend ist vielmehr der Einfluss 
auf den Betrieb der Anlage insgesamt. Soweit 
Änderungen z. B. „ nur“  die Abluft- oder Lärm-
situation der Anlage beeinflussen, haben diese 
ja keine wasserwirtschaftlichen Auswirkungen. 
Dennoch sind es u. U. (wesentliche) Änderun-
gen der Anlage, welche es im Einzelfall hin-
sichtlich ihrer (erheblichen nachteiligen) Um-
weltauswirkungen zu überprüfen gilt. 
 
Je nach dem Ergebnis dieser Vorprüfung 
(„ UVP-Pflicht ja oder nein“ ) - bei bestehenden 
Anlagen bezogen auf die Änderung - bestimmt 
sich dann auch die Genehmigungspflicht 
nach § 45 HWG (neu), d.h. wenn eine UVP-
Pflicht bejaht wird, folgt daraus die Genehmi-
gungspflicht, wenn die UVP-Pflicht verneint 
wird, folgt daraus, dass keine Genehmigungs-
pflicht besteht. 

Die Vorprüfung des Einzelfalls richtet sich nach 
Kriterien einer „ Anlage 2“  zum UVPG und hat 

o Vorhabensmerkmale (Größe; Nutzung/Ge-
staltung von Wasser, Boden, Natur, Land-
schaft; Abfallerzeugung; Umweltverschmut-
zung und Belästigung; Unfallrisiko) 

o Standort des Vorhabens (Empfindlichkeit 
eines Gebiets, insbesondere hinsichtlich 
Nutzung und Schutz als Fläche für Siedlung 
und Erholung, für land-, forst- und fischerei-
wirtschaftliche Nutzungen, für sonstige wirt-
schaftliche und öffentliche Nutzungen, Ver-
kehr, Ver- und Entsorgung; Qualität und Re-
generationsfähigkeit von Wasser, Boden, 
Natur, Landschaft des Gebietes etc.) 

o Merkmale der möglichen (erheblichen) 
Auswirkungen (Ausmaß, grenzüberschrei-
tender Charakter, Schwere und der Komple-
xität, Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit 
und Reversibilität der Auswirkungen) 

zu berücksichtigen. 

Bau und Betrieb sowie die wesentliche Ände-
rung Abwasserbehandlungsanlagen unter-
halb der „ Anlage 4-Schwellenwerte“  (zu § 78 
HWG), damit kleinerer Auslegungsgröße 

�
 bei organisch belastetem Abwasser von < 

120 kg BSB5/d (entsprechend < 2.000 EW)  
�

 bei anorganisch belastetem Abwasser 
(ausgenommen Kühlwasser) von < 10 m3/2h 

bedürfen keinen Fall einer wasserrechtlichen 
Genehmigung nach § 45 HWG, weil es sich 
hierbei nicht um Anlagen i. S. des § 18 c WHG 
handelt.  

 
 

 
 
 
 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Abteilung Umwelt Wiesbaden 

wünschen Ihnen 
ein frohes und friedvolles Weihnachtsfest 

und alles Gute für das Jahr 2005 ! 
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